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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2012 Ausgegeben am 2. August 2012 Teil I 

72. Bundesgesetz: Pflichtschulabschluss-Prüfungs-Gesetz 

 (NR: GP XXIV RV 1802 AB 1865 S. 166. BR: 8760 AB 8777 S. 812.) 

72. Bundesgesetz über den Erwerb des Pflichtschulabschlusses durch Jugendliche und 
Erwachsene (Pflichtschulabschluss-Prüfungs-Gesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
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Regelungsinhalt und Regelungszweck 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt den Erwerb der mit dem erfolgreichen Abschluss der 
8. Schulstufe bzw. der erfolgreichen Erfüllung der ersten acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht 
verbundenen Berechtigungen durch Jugendliche und Erwachsene, welche den Pflichtschulabschluss nicht 
im Rahmen des Schulbesuches oder sonst durch Externistenprüfungen erlangt haben und die 
Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung (§ 2) erfüllen. 

(2) Prüfungen zum Erwerb des Pflichtschulabschlusses gemäß Abs. 1 erfolgen durch die Ablegung 
von Externistenprüfungen gemäß § 42 des Schulunterrichtsgesetzes (SchUG), BGBl. Nr. 472/1986. 
Soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, gelten die Vorschriften über Externistenprüfungen. 

(3) Der Erwerb der mit dem Pflichtschulabschluss gemäß Abs. 1 verbundenen Berechtigungen durch 
Jugendliche und Erwachsene verfolgt den Zweck, einen altersgerechten Zugang zu weiterer Bildung zu 
eröffnen und für Absolventen und Absolventinnen verbesserte Bedingungen für den Einstieg in das 
Berufsleben oder für das berufliche Fortkommen zu schaffen. 

(4) Mit der erfolgreichen Ablegung der Externistenprüfungen gemäß Abs. 1 und 2 
(Pflichtschulabschluss-Prüfung) werden die mit 

 1. dem erfolgreichen Abschluss der 8. Schulstufe bzw. der erfolgreichen Erfüllung der ersten acht 
Jahre der allgemeinen Schulpflicht und 
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 2. dem erfolgreichen Abschluss der 4. Klasse der Hauptschule oder der 8. Klasse der 
Volksschuloberstufe oder der 4. Klasse der Neuen Mittelschule oder der Polytechnischen Schule 
auf der 8. Schulstufe 

verbundenen Berechtigungen erlangt, wobei nach den Erfordernissen der verschiedenen Schularten 
mittlerer und höherer Schulen durch Verordnung des zuständigen Regierungsmitglieds zu bestimmen ist, 
welche Prüfungsgebiete gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 für die Aufnahme in bestimmte mittlere und höhere 
Schulen erfolgreich absolviert sein müssen. 

(5) Nach erfolgreicher Absolvierung der Pflichtschulabschluss-Prüfung können zusätzliche 
Teilprüfungen über jene Prüfungsgebiete gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 abgelegt werden, deren erfolgreiche 
Absolvierung gemäß der auf Grund des Abs. 4 ergangenen Verordnung im Hinblick auf den 
beabsichtigten weiterführenden Schulbesuch erforderlich ist. Auf zusätzliche Teilprüfungen zur 
Pflichtschulabschluss-Prüfung finden die nachstehenden Bestimmungen über die Pflichtschulabschluss-
Prüfung bzw. über Teilprüfungen derselben sinngemäß Anwendung. 

Zulassung zur Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 2. (1) Zur Pflichtschulabschluss-Prüfung sind Personen auf Antrag zuzulassen, die am Tag des 
Antretens zur Pflichtschulabschluss-Prüfung oder zur ersten Teilprüfung derselben das 16. Lebensjahr 
vollendet und die 8. Schulstufe nach dem Lehrplan der Hauptschule, der Neuen Mittelschule, der 
Polytechnischen Schule oder der 4. oder einer höheren Klasse der allgemein bildenden höheren Schule 
nicht oder nicht erfolgreich abgeschlossen haben. 

(2) Der Antrag auf Zulassung ist bei der öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Neuen Mittelschule einzubringen, vor deren Prüfungskommission die Ablegung der 
Pflichtschulabschluss-Prüfung beabsichtigt wird. 

(3) Der Antrag hat neben den in § 3 Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 des Bildungsdokumentationsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 12/2002, genannten Angaben zu enthalten: 

 1. die Angabe der zuletzt besuchten Schule, 

 2. Angaben über die gewählte Prüfungsform, sofern gemäß § 3 eine Wahlmöglichkeit besteht, 

 3. das gewählte Prüfungsgebiet gemäß § 3 Abs. 1 Z 4, 

 4. beim Prüfungsgebiet „Weitere Sprache“ gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 lit. c die gewählte Sprache, 

 5. gegebenenfalls den Antrag auf Entfall von Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 4 (unter Vorlage 
der Zeugnisse), 

 6. gegebenenfalls die in Aussicht genommene Anerkennung von Prüfungen gemäß § 9 Abs. 6 
(unter Vorlage bereits vorhandener Zeugnisse) und 

 7. den beabsichtigten Zeitpunkt der Ablegung der Prüfung oder den beabsichtigten Zeitpunkt der 
Ablegung der ersten Teilprüfung und einen in Aussicht genommenen Zeitrahmen für die 
weiteren Teilprüfungen. 

(4) Über die Zulassung hat der oder die Vorsitzende der Prüfungskommission zu entscheiden. 

(5) Nach der Zulassung zur Pflichtschulabschluss-Prüfung ist ein Wechsel der Prüfungskommission 
nicht mehr zulässig. 

Prüfungsgebiete der Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 3. (1) Die Pflichtschulabschluss-Prüfung umfasst thematisch und didaktisch erwachsenengerecht 
abgefasste Aufgabenstellungen in folgenden Prüfungsgebieten: 

 1. „Deutsch – Kommunikation und Gesellschaft“: Eine einstündige schriftliche Klausurarbeit und 
eine mündliche Prüfung; 

 2. „Englisch – Globalität und Transkulturalität“: Nach Wahl des Prüfungskandidaten oder der 
Prüfungskandidatin eine einstündige schriftliche Klausurarbeit oder eine mündliche Prüfung; 

 3. „Mathematik“: Eine einstündige schriftliche Klausurarbeit und eine mündliche Prüfung; 

 4. nach Wahl des Prüfungskandidaten oder der Prüfungskandidatin zwei der nachstehend genannten 
Prüfungsgebiete: 

 a) „Kreativität und Gestaltung“, 

 b) „Gesundheit und Soziales“, 

 c) „Weitere Sprache“ (mit Bezeichnung der vom Prüfungskandidaten oder von der 
Prüfungskandidatin gewählten Sprache), 

 d) „Natur und Technik“. 
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Die Prüfungsgebiete gemäß lit. a bis d können nach Wahl des Prüfungskandidaten oder der 
Prüfungskandidatin in Form einer einstündigen schriftlichen Klausurarbeit, in Form einer 
mündlichen Prüfung oder in Form einer Projektarbeit (einschließlich deren Präsentation und 
Diskussion unter Einbeziehung des fachlichen Umfeldes) abgelegt werden. 

 5. „Berufsorientierung“: Die mündliche Präsentation eines der Prüfungskommission vorgelegten 
Portfolios. 

(2) Die Prüfungsanforderungen in den Prüfungsgebieten gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 sind jene der Neuen 
Mittelschule (in den Prüfungsgebieten gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3 in der grundlegenden und vertieften 
Allgemeinbildung). Die Prüfungsanforderungen im Prüfungsgebiet gemäß Abs. 1 Z 5 sind eine 
schriftliche Dokumentation von Projekten und Arbeiten in einem Portfolio sowie eine mündliche 
Auseinandersetzung mit allgemein bildenden Aspekten der Berufsorientierung. 

(3) Das zuständige Regierungsmitglied hat auf der Grundlage der für die 5. bis 8. Schulstufe 
verordneten Lehrpläne durch Verordnung zu bestimmen, welche Unterrichtsgegenstände oder Teile von 
Unterrichtsgegenständen (Bildungs- und Lehraufgaben sowie Lehrstoffe von Unterrichtsgegenständen) 
den Prüfungsgebieten gemäß Abs. 1 zuzuordnen sind. 

(4) Ein Prüfungsgebiet gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 entfällt auf Antrag, wenn der Prüfungskandidat oder 
die Prüfungskandidatin 

 1. den erfolgreichen Abschluss des Unterrichtsgegenstandes oder der Unterrichtsgegenstände 
nachweist, der bzw. die (allenfalls auch nur zum Teil) durch die Verordnung gemäß Abs. 3 dem 
jeweiligen Prüfungsgebiet zugeordnet wurde bzw. wurden, oder 

 2. die erfolgreiche Absolvierung von Externistenprüfungen oder Teilprüfungen von 
Externistenprüfungen nachweist und der oder die Vorsitzende der Prüfungskommission die 
Gleichwertigkeit der Prüfung feststellt. 

(5) Der Entfall von Prüfungsgebieten ist nur in dem Maß zulässig, als – auch unter Bedachtnahme 
auf allfällige Anerkennungen gemäß § 9 Abs. 6 – zumindest eine Teilprüfung gemäß Abs. 1 vor der 
zuständigen Prüfungskommission (§ 4) abzulegen ist. 

Prüfungskommission der Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 4. (1) Die Prüfungskommission der Pflichtschulabschluss-Prüfung sowie von Teilprüfungen 
derselben besteht jeweils aus dem oder der Vorsitzenden und einem Prüfer oder einer Prüferin pro 
Teilprüfung. 

(2) Vorsitzender oder Vorsitzende ist der Leiter oder die Leiterin der Schule, an welcher die 
Zulassung zur Pflichtschulabschluss-Prüfung erfolgt ist. Der Schulleiter oder die Schulleiterin kann die 
Vorsitzführung einem Lehrer oder einer Lehrerin der betreffenden Schule übertragen. 

(3) Die Prüfer oder Prüferinnen für die einzelnen Teilprüfungen sind vom Vorsitzenden oder von der 
Vorsitzenden zu bestellende Lehrer oder Lehrerinnen der betreffenden Schule. 

Durchführung der Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 5. (1) Die Pflichtschulabschluss-Prüfung kann nach Wahl des Prüfungskandidaten oder der 
Prüfungskandidatin an einem Prüfungstermin oder in Teilprüfungen an verschiedenen Prüfungsterminen 
abgelegt werden. Die Festlegung der Prüfungstermine hat durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende 
zu erfolgen, wobei Wünschen des Prüfungskandidaten oder der Prüfungskandidatin nach Möglichkeit zu 
entsprechen ist. 

(2) Die Pflichtschulabschluss-Prüfung sowie Teilprüfungen derselben sind innerhalb von fünf 
Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Zulassung, nach den zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Prüfungsvorschriften, danach nach den jeweils geltenden Vorschriften abzulegen. 

(3) Nicht oder mit „Nicht genügend“ beurteilte Teilprüfungen dürfen jeweils nach Ablauf zumindest 
eines Monats drei Mal wiederholt werden. 

(4) Dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden obliegt die Leitung der Prüfung. Er oder sie hat für 
einen ordnungsgemäßen Prüfungsablauf zu sorgen. 

(5) Mündliche Teilprüfungen sowie die Präsentation und Diskussion einer Projektarbeit gemäß § 3 
Abs. 1 Z 4 sind öffentlich und vor der jeweiligen Prüfungskommission abzulegen. 

(6) Der Schulleiter oder die Schulleiterin hat einen Schriftführer oder eine Schriftführerin mit der 
Protokollführung zu beauftragen. 
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Beurteilung von Teilprüfungen sowie Gesamtbeurteilung der Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 6. (1) Die Beurteilung der bei den einzelnen Teilprüfungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 erbrachten 
Leistungen hat durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende nach Einholen eines 
Beurteilungsvorschlages des Prüfers oder der Prüferin zu erfolgen. Die bei der Teilprüfung gemäß § 3 
Abs. 1 Z 5 erbrachten Leistungen sind in Form einer Leistungsbeschreibung zu bewerten. 

(2) Maßstab für die Beurteilung bzw. Bewertung sind die Anforderungen der Neuen Mittelschule 
(§ 3 Abs. 2). Grundlage für die Beurteilung bzw. Bewertung sind die vom Prüfungskandidaten oder von 
der Prüfungskandidatin bei der Lösung der Aufgaben erwiesene Kenntnis des Prüfungsgebietes, die dabei 
gezeigte Einsicht in die Zusammenhänge zwischen verschiedenen Sachgebieten des Prüfungsgebietes, die 
Eigenständigkeit im Denken und in der Anwendung des Inhaltes des Prüfungsgebietes, die Erreichung der 
Bildungs- und Lehraufgabe sowie der Lernziele des betreffenden Prüfungsgebietes und die im Rahmen 
der Präsentation (§ 3 Abs. 1 Z 4 und 5) nachgewiesenen Kompetenzen in der Ausdrucks- und 
Diskursfähigkeit in der deutschen Sprache. 

(3) Die Beurteilungsstufen für die Beurteilung der bei den Teilprüfungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 
erbrachten Leistungen sind: „Sehr gut“, „Gut“, „Befriedigend“, „Genügend“ und „Nicht genügend“. In 
den Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 3 ist mit der Beurteilung das Erlangen der grundlegenden 
oder der vertieften Allgemeinbildung auszuweisen, wobei die Leistungen in der grundlegenden 
Allgemeinbildung mit „Befriedigend“, „Genügend“ oder „Nicht genügend“ und die Leistungen in der 
vertieften Allgemeinbildung mit „Sehr gut“, „Gut“, „Befriedigend“ oder „Genügend“ zu beurteilen sind. 

(4) Nach Entgegennahme der Aufgabenstellung ist ein Rücktritt nicht mehr zulässig. Die betreffende 
Teilprüfung ist zu beurteilen. 

(5) Vorgetäuschte Leistungen sind nicht zu beurteilen. 

(6) Die Gesamtbeurteilung der Pflichtschulabschluss-Prüfung hat auf „Bestanden“ zu lauten, wenn – 
unter Außerachtlassung allenfalls entfallener Prüfungsgebiete und gemäß § 9 Abs. 6 anerkannter 
Teilprüfungen 

 1. alle Teilprüfungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 beurteilt wurden und keine Beurteilung auf „Nicht 
genügend“ lautet und 

 2. im Rahmen des Prüfungsgebietes gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 ein Portfolio vorgelegt und präsentiert 
wurde. 

Andernfalls hat die Gesamtbeurteilung auf „Nicht bestanden“ zu lauten. 

Zeugnis über die Pflichtschulabschluss-Prüfung / Teilprüfungszeugnis 

§ 7. (1) Die Leistungen des Prüfungskandidaten oder der Prüfungskandidatin sind bei Ablegung von 
Teilprüfungen der Pflichtschulabschluss-Prüfung in Teilprüfungszeugnissen je absolvierter Teilprüfung 
zu beurkunden. 

(2) Nach erfolgreicher Ablegung aller Teilprüfungen oder nach erfolgreicher Ablegung der 
Pflichtschulabschluss-Prüfung an einem Prüfungstermin ist ein Zeugnis über die Pflichtschulabschluss-
Prüfung auszustellen. Das Zeugnis über die Pflichtschulabschluss-Prüfung hat die Beurteilung in den 
einzelnen Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4, die Bewertung im Prüfungsgebiet gemäß § 3 
Abs. 1 Z 5, bei Entfall von Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 4 und bei Anerkennung von 
Prüfungsgebieten gemäß § 9 Abs. 6 einen entsprechenden Vermerk sowie die Gesamtbeurteilung zu 
enthalten. 

(3) Die Teilprüfungszeugnisse gemäß Abs. 1 sowie das Zeugnis über die Pflichtschulabschluss-
Prüfung gemäß Abs. 2 sind entsprechend den Anlagen 1 und 2 zu diesem Bundesgesetz auf dem für 
öffentliche Schulen vorgesehenen Unterdruckpapier zu gestalten. 

Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 8. (1) Auf Antrag einer Einrichtung der Erwachsenenbildung, die vom Bund als 
Förderungsempfänger anerkannt ist, oder einer öffentlichen Schule im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit 
(Rechtsträger) kann das zuständige Regierungsmitglied einen Lehrgang als zur Vorbereitung auf die 
Pflichtschulabschluss-Prüfung geeignet anerkennen. 

(2) Die Anerkennung hat zu erfolgen, wenn 

 1. der vorzulegende Lehr- oder Studienplan von seinen Anforderungen her den 
Prüfungsanforderungen gemäß § 3 zumindest gleichwertig ist und 

 2. die Vortragenden sowie die Prüfer und Prüferinnen über den erfolgreichen Abschluss eines 
facheinschlägigen, zum Unterricht an Hauptschulen, Neuen Mittelschulen, Polytechnischen 
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Schulen oder mittleren und höheren Schulen befähigenden Studiums an einer anerkannten 
postsekundären Bildungseinrichtung verfügen. 

Als Vortragende in Lehrgängen zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung kommen auch 
Personen in Betracht, welche ein facheinschlägiges Studium an einer anerkannten postsekundären 
Bildungseinrichtung erfolgreich abgeschlossen haben und über eine zumindest zwölfmonatige 
Berufserfahrung als Vortragende in der Aus-, Fort- oder Weiterbildung verfügen. 

(3) Die Anerkennung eines Lehrgangs nach Abs. 1 und 2 erfolgt im Hinblick auf den eingereichten 
Lehr- oder Studienplan für die Dauer von höchstens fünf Jahren und ist bei Änderung oder Neuerlassung 
desselben neu zu beantragen. 

(4) Die Anerkennung erfolgt durch Bescheid. Vor der Anerkennung ist der örtlich zuständige 
Landesschulrat bzw. Stadtschulrat für Wien zu hören. Die Anerkennung ist gemeinsam mit dem Lehr- 
oder Studienplan, der dem anerkannten Lehrgang zu Grunde liegt, durch den Rechtsträger gemäß Abs. 1 
auf geeignete Weise kund zu machen. 

Prüfungen an Lehrgängen zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung 

§ 9. (1) Die Abschlussprüfungen an anerkannten Lehrgängen gemäß § 8 finden vor einer 
Prüfungskommission unter der Vorsitzführung eines fachkundigen Experten oder einer fachkundigen 
Expertin des allgemeinbildenden Pflichtschulwesens statt. Der Rechtsträger des anerkannten Lehrganges 
hat spätestens drei Monate vor dem voraussichtlichen Prüfungstermin dem Landesschulrat bzw. dem 
Stadtschulrat für Wien gegenüber die für die Vorsitzführung in Aussicht genommene Person 
vorzuschlagen. Der Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat für Wien hat binnen vier Wochen nach 
Einlangen des Vorschlages die namhaft gemachte Person oder einen anderen fachkundigen Experten oder 
eine andere fachkundige Expertin des öffentlichen Pflichtschulwesens mit der Vorsitzführung zu 
betrauen. Auf Antrag eines Rechtsträgers gemäß § 8 Abs. 1 hat der Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat 
für Wien auch fachkundige Experten oder Expertinnen des öffentlichen Schulwesens als Prüfer oder 
Prüferinnen beizustellen. 

(2) Der Prüfung ist der Lehr- oder Studienplan des anerkannten Lehrganges zu Grunde zu legen. § 6 
Abs. 1 bis 5 findet Anwendung. 

(3) Die Rechtsträger gemäß § 8 Abs. 1 haben gemeinsam mit dem oder der Vorsitzenden 
unverzüglich, längstens jedoch binnen vier Wochen nach der Bestellung die konkreten Prüfungstermine 
festzulegen. 

(4) Gleichzeitig mit dem Vorschlag des oder der für die Vorsitzführung in Aussicht genommenen 
fachkundigen Experten oder Expertin sind dem Landesschulrat bzw. dem Stadtschulrat für Wien die 
Aufgabenstellungen der schriftlichen Klausurarbeiten zu übermitteln. Findet der Landesschulrat bzw. der 
Stadtschulrat für Wien die vorgelegten Aufgabenstellungen im Hinblick auf den für das Prüfungsgebiet 
maßgeblichen Lehrplan und im Hinblick auf die geforderte Gleichwertigkeit ungeeignet, hat er unter 
Setzung einer angemessenen Frist die Vorlage neuer Aufgabenstellungen zu verlangen. Die 
Aufgabenstellungen der mündlichen Teilprüfungen sind dem Vorsitzenden am Prüfungstag vor Beginn 
der Prüfung zur Genehmigung vorzulegen. 

(5) Nicht oder mit „Nicht genügend“ beurteilte Abschlussprüfungen dürfen jeweils nach Ablauf 
zumindest eines Monats drei Mal wiederholt werden. 

(6) Erfolgreich abgelegte Abschlussprüfungen an anerkannten Lehrgängen sind auf Antrag des 
Prüfungskandidaten oder der Prüfungskandidatin als Teilprüfungen der Pflichtschulabschluss-Prüfung im 
entsprechenden Prüfungsgebiet anzuerkennen. Die Anerkennung ist nur in dem Maß zulässig, als – auch 
unter Bedachtnahme auf einen allfälligen Entfall von Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 4 und 5 – 
zumindest eine Teilprüfung gemäß § 3 Abs. 1 vor der zuständigen Prüfungskommission (§ 4) abzulegen 
ist. Die zum Nachweis der Anerkennung der Abschlussprüfung eingereichten Unterlagen sind zusammen 
mit den sonstigen Unterlagen für die Pflichtschulabschluss-Prüfung bei der in § 2 Abs. 4 genannten 
Schule aufzubewahren. 

Verfahrensvorschriften 

§ 10. Auf das Verfahren betreffend die Zulassung zu Prüfungen, die Anerkennung von Prüfungen 
und die Berufung gegen eine nicht bestandene Teilprüfung sind die §§ 70 und 71 des 
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Berufung 
innerhalb von zwei Wochen mit einem begründeten Berufungsantrag beim oder bei der Vorsitzenden der 
Prüfungskommission einzubringen ist. 
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Abgeltung für die Prüfungstätigkeit 

§ 11. Den Vorsitzenden, den Prüfern und Prüferinnen sowie den Schriftführern und 
Schriftführerinnen der 

 1. an öffentlichen Schulen eingerichteten Prüfungskommissionen, 

 2. an Schulen mit Öffentlichkeitsrecht, deren Lehrer- und Lehrerinnenpersonalaufwand zur Gänze 
vom Bund getragen wird, und 

 3. vom Landesschulrat bzw. vom Stadtschulrat für Wien bestellten Vorsitzenden und Prüfern und 
Prüferinnen 

gebührt eine Abgeltung gemäß dem Prüfungstaxengesetz – Schulen/Pädagogische Hochschulen, BGBl. 
Nr. 314/1976, nach Maßgabe der für eine entsprechende Externistenprüfung vorgesehenen Abgeltung. 

Geltung und Wirksamkeit anderer Rechtsvorschriften 

§ 12. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer 
jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

Inkrafttreten 

§ 13. Dieses Bundesgesetz sowie die Anlagen 1 und 2 zu diesem Bundesgesetz treten mit 
1. September 2012 in Kraft. 

Vollziehung 

§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister oder die Bundesministerin 
für Unterricht, Kunst und Kultur betraut. 

Fischer 

Faymann 
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Vorblatt 
Problem: 
Es besteht derzeit keine Möglichkeit des altersadäquaten Pflichtschulabschlusses für Jugendliche und 
Erwachsene, die im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht (in der Regel bis zur Vollendung des 15. 
Lebensjahres) den für einen allfälligen weiteren Schulbesuch erforderlichen erfolgreichen Abschluss der 
8. Schulstufe nicht erlangt haben. 
Ziel: 
In Übereinstimmung mit dem Regierungsprogramm: Schaffung der Möglichkeit eines altersgerechten 
Pflichtschulabschlusses für Jugendliche ab dem vollendeten 16. Lebensjahr und für Erwachsene neben 
den herkömmlichen Externistenprüfungen. 
Inhalt /Problemlösung: 
Eine neue Form der Externistenprüfung (unter Anlehnung an das Modell der Berufsreifeprüfung) soll den 
Erwerb der mit dem erfolgreichen Abschluss der 8. Schulstufe verbundenen Berechtigungen ermöglichen, 
ohne dabei zu sehr schulischen Gegebenheiten zu unterliegen. Die Einbeziehung von Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung zur Vorbereitung auf die einzelnen Teilprüfungen soll eine erfolgversprechende 
Vorbereitung gewährleisten. 
Alternativen: 
Im Hinblick auf das derzeit bestehende Modell der Externistenprüfungen über Schularten, die sehr starr 
an schulischen Anforderungen für durchschnittlich 10 bis 16-jährige Jugendliche anknüpfen, besteht 
keine Alternative zu dem vorliegenden altersadäquaten Modell einer „Pflichtschulabschluss-Prüfung“ für 
Jugendliche (ab 16 Jahren) oder Erwachsene. 
Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 
Finanzielle Auswirkungen: 
Ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz verursacht keine finanziellen Auswirkungen für den 
Bundeshaushalt. 
Wirtschaftspolitische Auswirkungen: 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Höhere Bildung entfaltet regelmäßig positive Auswirkungen auf die Beschäftigung und den 
Wirtschaftsstandort Österreich. Der erfolgreiche Abschluss der 8. Schulstufe bzw. die erfolgreiche 
Erfüllung der ersten acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht stellt eine Grundvoraussetzung für den 
weiteren Schulbesuch und den Erwerb höherer Bildung dar. 
Auswirkungen auf die Verwaltungskosten für Bürger/innen und für Unternehmen: 
Es sind keine Informationsverpflichtungen für Unternehmen vorgesehen. 
Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit: 
Das Regelungsvorhaben ist nicht klimarelevant. 
Auswirkungen in konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: 
Positive Auswirkungen auf Beschäftigung und Wirtschaft werden auch in konsumentenpolitischer und 
sozialer Hinsicht Verbesserungen nach sich ziehen. 
Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 
Es bestehen keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen, das Vorhaben ist geschlechtsneutral. 
Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen 
Union. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz unterliegt dem Konsultationsmechanismus. Im Übrigen 
bestehen keine Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes: 
Der Pflichtschulabschluss stellt im Bildungsweg von jungen Menschen einen bedeutenden Meilenstein 
dar. Er bildet die Grundvoraussetzung für den weiterführenden Schulbesuch und den Einstieg in das 
Berufsleben. 
Unter Pflichtschulabschluss im Sinne dieses Entwurfes wird der erfolgreiche Abschluss der 8. Schulstufe 
verstanden. Je nach erlangter grundlegender oder vertiefter Allgemeinbildung ergeben sich aus den 
schulrechtlichen Vorschriften (insbesondere jene des Schulorganisationsgesetzes) die Berechtigungen für 
die Aufnahme in weiterführende Schulen, mit oder ohne Aufnahmsprüfung. Auf die Ausführungen zu § 1 
wird verwiesen. 
Sollte im Rahmen des Schulbesuches ein Pflichtschulabschluss überhaupt nicht erlangt worden sein, so 
besteht zum Nachholen dieses Pflichtschulabschlusses derzeit nur die Externistenprüfung in der 
herkömmlichen Form zur Verfügung. Diese weist einen starren Lehrplanbezug auf und ist in dieser Form 
für höhere Altersgruppen nicht attraktiv. 
Das neue Modell des Pflichtschulabschlusses soll eine erwachsenengerechte Abschlussprüfung gemäß 
den Anforderungen der Pflichtschule darstellen. Das erfordert freilich auch einen Lehrplanbezug zum 
allgemein bildenden Schulwesen auf der Sekundarstufe I, wobei jedoch eine zielgruppenadäquate 
Zusammenstellung der Kompetenzanforderungen in den einzelnen Prüfungsgebieten die Attraktivität 
dieses Bildungsabschlusses für Jugendliche ab dem 16. Lebensjahr und für Erwachsene erhöhen soll. 
Zur Vorbereitung auf die Prüfung und zur Förderung der geforderten Schlüsselkompetenzen soll nach 
dem Vorbild der Berufsreifeprüfung die Erwachsenenbildung ihren Beitrag leisten. In den einzelnen 
Prüfungsgebieten sollen Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung angeboten 
und durchgeführt werden. Nach Maßgabe von gesetzlich reglementierten Qualitätskriterien sollen 
Prüfungen über die Lehrgänge als Teilprüfung der Pflichtschulabschluss-Prüfung anerkannt werden. 
Auf die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Förderung 
von Lehrgängen für Erwachsene im Bereich Basisbildung/Grundkompetenzen sowie von Lehrgängen 
zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses, BGBl. I Nr. 39/2012, sei verwiesen. Diese Vereinbarung 
sieht ein Modell der finanziellen Förderung solcher Lehrgänge aus Bundes- und Landesmitteln vor. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Das neue Modell des Pflichtschulabschlusses ist kostenneutral, da die bestehende Form der 
Externistenprüfung weiterhin zur Anwendung gelangt. 
Kompetenzrechtliche Grundlage: 
Ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz gründet sich kompetenzrechtlich auf Art. 14 B-VG. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Ein dem Entwurf entsprechendes Bundesgesetz unterliegt nicht den besonderen Beschlusserfordernissen 
des Art. 14 Abs. 10 B-VG. 
Der Gesetzesentwurf unterliegt der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden 
über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, 
BGBl. I Nr. 35/1999. 

Besonderer Teil 
Zu § 1 (Regelungsinhalt und Regelungszweck): 
Der Pflichtschulabschluss, um dessen Erwerb NACH Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht es in diesem 
Gesetzesentwurf geht, ist als solcher in der Schulrechtslage nicht abschließend definiert. Die allgemeine 
Schulpflicht dauert neun Jahre, es kann innerhalb der allgemeinen Schulpflicht die 9. Schulstufe 
abgeschlossen werden. Dennoch knüpfen „weiterführende“ Schulen im Wesentlichen an die 8. Schulstufe 
an und dienen somit auch der Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht im 9. Jahr. 
Das Schulorganisationsrecht nimmt infolge der Vielseitigkeit des österreichischen Schulsystems auf 
diesen Übergang vom Schulbesuch, der der Schulpflichterfüllung zugeordnet wird, zum 
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„weiterführenden“ Schulbesuch in unterschiedlicher Weise Bezug. Dazu kommt die besondere Situation 
der allgemein bildenden höheren Schule als schulpflichterfüllende „Bundesschule“. 
Der vorliegende Entwurf versucht daher eingangs, den Begriff des „Pflichtschulabschlusses“ greifbar zu 
machen und Klarheit zu schaffen, welche Berechtigungen an die „Pflichtschulabschluss-Prüfung“ 
knüpfen. In gewisser Weise besteht eine Parallelität zu § 28 SchUG, der in seinem Abs. 3 im 
Zusammenhang mit der Aufnahme in eine Schule Formulierungen des SchOG aufgreift und diese klar 
definiert. Relevante Bestimmungen des SchOG sind jedenfalls die §§ 40, 55, 68, 97 und 105. Ähnliche 
Regelungen finden sich in anderen Gesetzen wie zB dem Land- und forstwirtschaftlichen 
Bundesschulgesetz. 
§ 40 Abs. 3 SchOG (AHS) knüpft an den erfolgreichen Abschluss der 4. Klasse der Hauptschule an (mit 
Notenerfordernissen in den Pflichtgegenständen und einer allenfalls aus den Noten resultierenden 
Aufnahmsprüfung). 
§ 40 Abs. 3a SchOG (AHS) knüpft an den erfolgreichen Abschluss der 4. Klasse der NMS an (mit 
bestimmten Anforderungen in den differenzierten Pflichtgegenständen und einer allenfalls daraus 
resultierenden Aufnahmsprüfung in diesen Pflichtgegenständen). 
§ 55 SchOG (BMS) knüpft an den erfolgreichen Abschluss der 8. Schulstufe an (mit besonderen 
Anforderungen für zumindest dreijährige BMS). 
§ 68 SchOG (BHS) knüpft an den erfolgreichen Abschluss der 4. Klasse der Hauptschule, der 4. Klasse 
der NMS oder der 8. Stufe der Volksschule an (mit bestimmten Anforderungen in den differenzierten 
Pflichtgegenständen und einer allenfalls daraus resultierenden Aufnahmsprüfung). 
Die §§ 97 und 105 SchOG (Bildungsanstalten) knüpfen an die erfolgreiche Erfüllung der ersten acht Jahre 
der allgemeinen Schulpflicht an (mit einer Eignungsprüfung). 
All diesen unterschiedlichen Anforderungen für die Aufnahme in weiterführende Schulen versucht der 
Entwurf dadurch Rechnung zu tragen, dass er mit der Pflichtschulabschluss-Prüfung die Grundlage für 
die Aufnahme in mittlere und höhere Schulen (allenfalls nach vorangegangener Eignungs- oder 
Aufnahmsprüfung schafft. 
Die Erfüllung der Anforderungen der vertieften Allgemeinbildung in den Prüfungsgebieten gemäß § 3 
Abs. 1 Z 1, 2 und 3 des Entwurfs berechtigt grundsätzlich zur Aufnahme in eine höhere Schule. 
Der übrige Fächerkanon nach dem Lehrplan der Neuen Mittelschule wird durch Verordnung der 
Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur in erwachsenengerechter Struktur und 
Zusammensetzung den „Wahl-Prüfungsgebieten“ des § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a bis d zugeteilt (vgl. § 3 Abs. 3 
des Entwurfes). Da nur zwei der insgesamt vier „Wahlfächer“ zu wählen sind, kann die Situation 
eintreten, dass bestimmte Lehrplanbereiche, deren Kenntnis und Beherrschung notwendige Grundlage für 
den Besuch einer bestimmten weiterführenden Schulart sind, nicht von der Pflichtschulabschluss-Prüfung 
umfasst waren. Es erscheint daher notwendig, nicht nur genau zu definieren, welche weiterführenden 
Schularten welche stofflichen Anforderungen stellen, sondern auch zu ermöglichen, dass nachträglich 
eine zusätzliche Teilprüfung der Pflichtschulabschluss-Prüfung absolviert werden kann. 
Was die Art der Prüfung anlangt, so erfolgt eine Orientierung am bewährten Modell der 
Berufsreifeprüfung: Es handelt sich um eine Externistenprüfung (oder Teilprüfungen), die auch als 
Abschlussprüfung eines anerkannten Lehrganges der Erwachsenenbildung durchgeführt werden kann. 
Dazu wird auf die nachfolgenden Ausführungen verwiesen. 
Zu § 2 (Zulassung zur Pflichtschulabschluss-Prüfung): 
Zulassungserfordernis ist, neben der Antragstellung, die Erfüllung des 16. Lebensjahres an dem Tag, der 
dem Tag des Antretens der Pflichtschulabschluss-Prüfung (zur ersten Teilprüfung) vorangeht. Die 
Pflichtschulabschluss-Prüfung dient nicht dem „Verbessern“ von Noten aus dem Schulbesuch, sodass der 
bereits erfolgte erfolgreiche Abschluss der 8. Schulstufe der Zulassung entgegensteht. 
Andererseits ist der Pflichtschulabschluss für das weitere schulische, aber auch berufliche Fortkommen 
derart essenziell, dass die grundsätzliche Möglichkeit der Erlangung des Pflichtschulabschlusses nicht 
vom vorangegangenen Schulbesuch oder vom Erfolg vorangegangener Externistenprüfungen abhängig 
sein soll. Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 des Entwurfes ist der Weg zur 
Pflichtschulabschluss-Prüfung jedenfalls offen und wird nur durch die Zahl der 
Wiederholungsmöglichkeiten von Teilprüfungen eingeschränkt. 
Die Pflichtschulabschluss-Prüfung soll an den Neuen Mittelschulen abgenommen werden, sodass der 
Antrag auf Zulassung an einer solchen öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten 
Neuen Mittelschule einzubringen ist. 
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Die im Zuge der Antragstellung zu erbringenden Nachweise dienen der Feststellung des Rechts auf das 
Antreten zur Prüfung und der Abgrenzung der Prüfungssituation (Festlegung der Prüfungsgebiete, 
beabsichtigter Zeitpunkt bzw. Zeitrahmen der Prüfung (Teilprüfungen), allfällige Anerkennungen usw.). 
Zu § 3 (Prüfungsgebiete der Pflichtschulabschluss-Prüfung): 
Die Prüfungsgebiete stellen von ihrer Anzahl, von der Prüfungsform und von den inhaltlichen 
Anforderungen her ein Abbild dessen dar, was als Anforderung der österreichischen Pflichtschule im 
Sekundarstufenbereich I (in der grundlegenden und vertieften Allgemeinbildung) zu verstehen ist. Dabei 
steht der altersadäquate und zielgruppenorientierte Lehrplanbezug im Vordergrund. 
Die Altersgemäßheit und die Zielgruppenorientierung stehen auch bei den Prüfungsformen im 
Vordergrund. So soll es insbesondere möglich sein, die zwei Prüfungen gemäß Abs. 1 Z 4 auch in Form 
einer Projektarbeit zu absolvieren, welche der Prüfungskommission zu präsentieren ist und in einer 
Diskussion (unter Einbeziehung des fachlichen Umfeldes) zu vertreten ist. Die Wahl dieser Prüfungsform 
gegenüber den herkömmlichen Formen der schriftlichen Klausur oder der mündlichen Prüfung obliegt 
dem Prüfungskandidaten oder der Prüfungskandidatin. 
Das Prüfungsgebiet „Berufsorientierung“ gemäß Abs. 1 Z 5 besteht aus der Präsentation eines vom 
Prüfungskandidaten oder von der Prüfungskandidatin erstellten Portfolios und hat daher nicht den 
Charakter einer „Prüfung“. Auf die Bestimmungen des § 6 des Entwurfes über die Bewertung der 
Leistungen (anstelle der Beurteilung) wird verwiesen. 
Durch Verordnung der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur wird festzulegen sein, welche 
Inhalte (Lehrstoffe iVm Bildungs- und Lehraufgaben) welcher Unterrichtsgegenstände von Lehrplänen 
allgemeinbildender Schulen der Sekundarstufe I welchen Prüfungsgebieten zuzuordnen sind. Diese 
Zuordnung ist für die Kandidaten und Kandidatinnen von größter Bedeutung, bildet sie doch die 
Grundlage für die Vorbereitung auf die Prüfung sowie für die Prüfung selbst. Ebenso werden 
Erwachsenenbildungseinrichtungen, die Vorbereitungslehrgänge einzurichten und anzubieten 
beabsichtigen, sich bei der Gestaltung ihrer Curricula an dieser verordnungsmäßigen Lehrstoffzuordnung 
orientieren. 
Dem vorliegenden Modell der Pflichtschulabschluss-Prüfung liegt auch der Gedanke zu Grunde, dass 
bereits erworbenes und nachweisbares Wissen nicht ein weiteres Mal unter Beweis gestellt werden muss. 
Daher sieht der Entwurf den Entfall von Prüfungsgebieten vor, wenn die dem Prüfungsgebiet (durch die 
in Abs. 3 des Entwurfes genannte Verordnung) zugeordneten Inhalte (Lehrstoffe iVm Bildungs- und 
Lehraufgaben) im Rahmen eines Schulbesuches bereits erfolgreich absolviert wurden. Auch die 
erfolgreiche Ablegung von Externistenprüfungen (darunter fallen zB auch die Berufsreifeprüfung und die 
Studienberechtigungsprüfung) können zum Entfall eines Prüfungsgebietes der Pflichtschulabschluss-
Prüfung führen, wenn die Prüfungsanforderungen vom Vorsitzenden oder von der Vorsitzenden der 
Prüfungskommission als gleichwertig befunden werden. Ein „automatischer“ Entfall ohne einer 
vorgelagerten Feststellung der Gleichwertigkeit der Prüfungen ist im Hinblick auf die unterschiedlichen 
Anforderungen der verschiedenen (zahlreichen) Prüfungen nicht möglich. 
Entsprechend der Zulassung zur Pflichtschulabschluss-Prüfung durch die 
Externistenprüfungskommission einer (öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten) 
Schule hat auch die Ausstellung des Zeugnisses über die Pflichtschulabschluss-Prüfung durch diese 
Schule zu erfolgen. Das setzt voraus, dass – zur Wahrung der Eigenschaft als Externistenprüfung – 
zumindest eine Teilprüfung an der Schule der Zulassung durchgeführt wurde. 
Zu § 4 (Prüfungskommission der Pflichtschulabschluss-Prüfung): 
Die Regelung über die (Zusammensetzung der) Prüfungskommission für die Pflichtschulabschluss-
Prüfung entspricht den einschlägigen Bestimmungen über Externistenprüfungen im Allgemeinen und der 
Berufsreifeprüfung im Besonderen. Sie enthält keine erwähnenswerten Besonderheiten. 
Zu § 5 (Durchführung der Pflichtschulabschluss-Prüfung): 
Auch die Bestimmungen über die Durchführung der Pflichtschulabschluss-Prüfung orientieren sich an 
jenen der Berufsreifeprüfung. Sie kann an einem Termin oder an unterschiedlichen Terminen (für 
einzelne Teilprüfungen) durchgeführt werden. Der Prüfungsstoff und die Prüfungsmodalitäten bleiben 
fünf Jahre vom Zeitpunkt der Zulassung an bestehen, womit eine angemessene Rechtssicherheit in Bezug 
auf sich ändernde Anforderungen und Lehrpläne gegeben ist. Eine Wiederholung einzelner nicht 
bestandener Teilprüfungen soll drei Mal zulässig sein, und zwar jeweils nach Ablauf mindestens eines 
Monats. 
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Zu § 6 (Beurteilung von Teilprüfungen sowie Gesamtbeurteilung der Pflichtschulabschluss-
Prüfung): 
Die Beurteilung der Leistungen bei den einzelnen Teilprüfungen bzw. bei der Pflichtschulabschluss-
Prüfung soll durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende erfolgen, wobei dieser oder diese einen 
Beurteilungsvorschlag des Prüfers oder der Prüferin einzuholen hat. Maßstab für die Beurteilung ist 
grundsätzlich der Lehrplan der Neuen Mittelschule (dort, wo dieser differenziert, nach der grundlegenden 
und der vertieften Allgemeinbildung“). 
Ebenso verhält es sich mit den Beurteilungsstufen. Diese und die mit den Noten zum Ausdruck 
gebrachten Grade der Kompetenzerlangung entsprechen der Beurteilung in Schulen und bei der 
Berufsreifeprüfung. Im Bereich der Differenzierung wird das Beurteilungsmodell der Neuen Mittelschule 
übernommen (siehe insbesondere § 18 des Schulunterrichtsgesetzes idF BGBl. I Nr. 36/2012 und § 14a 
der Leistungsbeurteilungsverordnung idF BGBl. II Nr. 185/2012): In der vertieften Allgemeinbildung 
können dann, wenn die Leistungen nach den Anforderungen der grundlegenden Allgemeinbildung 
zumindest mit „Gut“ zu beurteilen wären, die Beurteilungsstufen von „Sehr gut“ bis „Genügend“ erlangt 
werden. Der Bezug dieser Noten auf die vertiefte Allgemeinbildung ist auszuweisen. Sind die Leistungen 
nach den Anforderungen der grundlegenden Allgemeinbildung nicht zumindest mit „Gut“ zu beurteilen, 
so kommt eine Beurteilung nach den Anforderungen der vertieften Allgemeinbildung nicht in Betracht. In 
diesem Fall ist zu den Noten „Befriedigend“ bis „Nicht genügend“ zu vermerken (auszuweisen), dass es 
sich um Beurteilungen in der grundlegenden Allgemeinbildung handelt. Der Pflichtschulabschluss wird 
mit dem Gesamtkalkül „Bestanden“ oder „Nicht bestanden“ dokumentiert, wobei die 
Leistungsbeschreibung im Prüfungsgebiet „Berufsorientierung“ für dieses Kalkül keine Relevanz hat. 
Zu § 7 (Zeugnis über die Pflichtschulabschluss-Prüfung / Teilprüfungszeugnis): 
Die Zeugnisse über die Teilprüfungen sowie über die Pflichtschulabschluss-Prüfung sind gemäß den 
Anlagen zum Gesetzesentwurf zu erstellen. Es handelt sich dabei um Externistenprüfungszeugnisse, die 
von öffentlichen Schulen oder von Schulen mit Öffentlichkeitsrecht auszustellen sind. Die Zeugnisse 
haben neben den Beurteilungen in den Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 (einschließlich der 
Ausweisung der grundlegenden oder vertieften Allgemeinbildung in den Prüfungsgebieten gemäß Z 1 bis 
3) die Leistungsbeschreibung im Prüfungsgebiet gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 und Vermerke über den Entfall 
oder die Anerkennung von Prüfungsgebieten zu enthalten. 
Zu § 8 (Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung): 
Grundsätzlich baut die Pflichtschulabschluss-Prüfung, wie jede andere Externistenprüfung auch, auf dem 
Eigenstudium auf. Ungeachtet dessen steht es unter Beachtung der sonstigen Rechtslage (insbesondere 
der des Gewerberechts) jeder natürlichen oder juristischen Person frei, Kandidaten und Kandidatinnen auf 
die Prüfung vorzubereiten. 
Wie bei der Berufsreifeprüfung können auch für die Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung 
Lehrgänge unter Beachtung qualitativer Kriterien behördlich anerkannt werden. Die wichtigste 
Rechtsfolge einer Anerkennung ist die, dass im Anschluss an einen anerkannten Lehrgang eine Prüfung 
absolviert werden kann, die als Teilprüfung der Pflichtschulabschluss-Prüfung anzuerkennen ist. 
Grundvoraussetzung für die Anerkennung von Lehrgängen im Rahmen der Erwachsenenbildung ist, dass 
es sich beim Rechtsträger des Lehrganges um eine vom Bund als Förderungsempfänger anerkannte 
Einrichtung der Erwachsenenbildung handelt. Neben diesen Erwachsenenbildungseinrichtungen sollen 
auch Schulen im Rahmen deren Teilrechtsfähigkeit (so diese gegeben ist) in die Lage versetzt sein, 
anerkannte Lehrgänge zu führen und Prüfungen abzunehmen. 
Darüber hinaus sind Curricula zu entwickeln, die von ihren Anforderungen her den Lehrplänen 
öffentlicher Pflichtschulen der Sekundarstufe I entsprechen. Hier wird die Verordnung der 
Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur gemäß § 3 Abs. 3 des Entwurfes nähere Festlegungen 
treffen, die als Orientierung für die zu erlassenden und mit dem Antrag auf Anerkennung eines 
Lehrganges als zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung geeignet, zu übermittelnden 
Curricula dienen können. 
Weiters haben die Vortragenden sowie die Prüfer und Prüferinnen über eine zum Unterricht an 
Pflichtschulen, mittleren oder höheren Schulen befähigende Ausbildung zu verfügen. 
Die Anerkennung eines Lehrganges als zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung geeignet 
erfolgt durch Bescheid auf die Dauer von fünf Jahren. Diese Verwaltungspraxis hat sich bei der 
Berufsreifeprüfung bewährt und soll auch hier Eingang finden. 
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Zu § 9 (Prüfungen an Lehrgängen zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung): 
§ 9 des Entwurfs regelt unter Anlehnung an die Berufsreifeprüfung die Durchführung der Prüfung an 
anerkannten Lehrgängen. Die Prüfung ist vor einer Prüfungskommission abzulegen, deren Vorsitzender 
oder Vorsitzende ein fachkundiger Experte oder eine fachkundige Expertin des allgemeinbildenden 
Pflichtschulwesens zu sein hat. Das werden in erster Linie die Qualitätsmanager und -managerinnen der 
Schulbehörden des Bundes sein, aber auch Direktoren und Direktorinnen sowie Lehrer und Lehrerinnen 
von Pflichtschulen oder weiterführenden Schulen sein. Die Bestellung als Vorsitzender oder als 
Vorsitzende hat durch den örtlich zuständigen Landesschulrat bzw. den Stadtschulrat für Wien zu 
erfolgen. 
Was die Durchführung der Prüfung, die Aufgabenstellungen, die Beurteilung, die Wiederholung usw. 
anlangt, so entsprechen die Regelungen des Entwurfs weitgehend jenen des Berufsreifeprüfungsgesetzes. 
Die Beurteilung der Leistungen bei den Prüfungen soll durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende 
erfolgen, der oder die einen Beurteilungsvorschlag des Prüfers oder der Prüferin einzuholen hat. 
Im Rahmen anerkannter Lehrgänge erfolgreich abgelegte Prüfungen sind als Teilprüfungen der 
Pflichtschulabschluss-Prüfung anzuerkennen. 
Dem Rechtscharakter der Pflichtschulabschluss-Prüfung als besondere Form der Externistenprüfung 
folgend, darf die Anerkennung von Prüfungen als Teilprüfung der Pflichtschulabschluss-Prüfung nur in 
dem Maße erfolgen, als zumindest eine zu beurteilende Teilprüfung an der Schule der Zulassung 
durchzuführen ist. Auf die Beurteilung finden die Bestimmungen des § 6 über die Beurteilung der an 
öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schulen abgelegten Teilprüfung 
Anwendung. Insbesondere wird auch im Rahmen der anerkannten Lehrgänge an 
Erwachsenenbildungseinrichtungen in den Prüfungsgebieten gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 3 des Entwurfes 
eine Differenzierung vorzunehmen und die grundlegende oder der vertiefte Allgemeinbildung 
auszuweisen sein. 
Zu § 10 (Verfahrensbestimmungen): 
Dieser Verweis auf das Schulunterrichtsgesetz mit der Besonderheit der längeren Berufungsfrist ist dem 
Berufsreifeprüfungsgesetz nachgebildet. 
Zu § 11 (Abgeltung für die Prüfungstätigkeit): 
Hinsichtlich der Abgeltung der Prüfungstätigkeit wird auf das Prüfungstaxengesetz – 
Schulen/Pädagogische Hochschulen, BGBl. Nr. 314/1976, verwiesen. 
Zu § 12 (Geltungsbereich und Wirksamkeit anderer Rechtsvorschriften): 
Es entspricht der legistischen Praxis, verwiesene Normen vom selben Normgeber in der jeweils geltenden 
Fassung zur Anwendung kommen zu lassen. 
Zu § 13 (Inkrafttreten): 
Der vorliegende Entwurf soll mit 1. September 2012 in Kraft treten. 
Zu § 14 (Vollziehung): 
Die Vollziehung eines dem Entwurf entsprechenden Bundesgesetzes liegt im alleinigen 
Zuständigkeitsbereich der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur. 
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Bericht 
des Unterrichtsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1802 der Beilagen): Bundesgesetz über den Erwerb des 
Pflichtschulabschlusses durch Jugendliche und Erwachsene (Pflichtschulabschluss-
Prüfungs-Gesetz) 
 
In Übereinstimmung mit dem Regierungsprogramm soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf die 
Möglichkeit eines altersgerechten Pflichtschulabschlusses für Jugendliche ab dem vollendeten 16. 
Lebensjahr und für Erwachsene neben den herkömmlichen Externistenprüfungen geschaffen werden. Der 
Pflichtschulabschluss stellt im Bildungsweg von jungen Menschen einen bedeutenden Meilenstein dar. Er 
bildet die Grundvoraussetzung für den weiterführenden Schulbesuch und den Einstieg in das Berufsleben. 
Es besteht derzeit keine Möglichkeit des altersadäquaten Pflichtschulabschlusses für Jugendliche und 
Erwachsene, die im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht (in der Regel bis zur Vollendung des 15. 
Lebensjahres) den für einen allfälligen weiteren Schulbesuch erforderlichen erfolgreichen Abschluss der 
8. Schulstufe nicht erlangt haben. 
Das neue Modell des Pflichtschulabschlusses soll eine erwachsenengerechte Abschlussprüfung gemäß 
den Anforderungen der Pflichtschule darstellen. Das erfordert freilich auch einen Lehrplanbezug zum 
allgemein bildenden Schulwesen auf der Sekundarstufe I, wobei jedoch eine zielgruppenadäquate 
Zusammenstellung der Kompetenzanforderungen in den einzelnen Prüfungsgebieten die Attraktivität 
dieses Bildungsabschlusses für Jugendliche ab dem 16. Lebensjahr und für Erwachsene erhöhen soll. 
Zur Vorbereitung auf die Prüfung und zur Förderung der geforderten Schlüsselkompetenzen soll nach 
dem Vorbild der Berufsreifeprüfung die Erwachsenenbildung ihren Beitrag leisten. In den einzelnen 
Prüfungsgebieten sollen Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschluss-Prüfung angeboten 
und durchgeführt werden. Nach Maßgabe von gesetzlich reglementierten Qualitätskriterien sollen 
Prüfungen über die Lehrgänge als Teilprüfung der Pflichtschulabschluss-Prüfung anerkannt werden. 
Auf die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die Förderung 
von Lehrgängen für Erwachsene im Bereich Basisbildung/Grundkompetenzen sowie von Lehrgängen 
zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses, BGBl. I Nr. 39/2012, sei verwiesen. Diese Vereinbarung 
sieht ein Modell der finanziellen Förderung solcher Lehrgänge aus Bundes- und Landesmitteln vor. 
 
Der Unterrichtsausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 28. Juni 2012 
in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter Abgeordneten 
Nikolaus Prinz die Abgeordneten Franz Riepl, Edith Mühlberghuber, Tanja Windbüchler-Souschill, 
Peter Haubner, Mag. Josef Lettenbichler, Dieter Brosz, MSc, Elmar Mayer, Mag. Katharina 
Cortolezis-Schlager sowie die Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur Dr. Claudia Schmied 
und der Ausschussobmann Abgeordneter Dr. Walter Rosenkranz. 
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Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
beschlossen. 
 
Ferner beschloss der Unterrichtsausschuss einstimmig folgende Feststellungen: 
Der Unterrichtsausschuss geht davon aus, dass die positiv absolvierte Pflichtschulabschluss-Prüfung 
jedenfalls für all jene weiterführenden Ausbildungen als Kriterium gleichwertig ist, die bisher die 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht bzw. den Abschluss der 9. Schulstufe voraussetzen. Dies sind 
beispielsweise: 
1. Die Ausbildung zum Pflegehelfer/zur Pflegehelferin, geregelt im Gesundheits- und 

Krankenpflegesetz 
2. Die Ausbildung in einem medizinischen Assistenzberuf, geregelt im MAB-Gesetz 
Der Ausschuss geht weiter davon aus, dass der Bundesminister für Gesundheit die Aufnahmekriterien in 
den geltenden Bestimmungen im Sinne w.o. zeitgerecht adaptiert. 
 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Unterrichtsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (1802 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2012 06 28 

 Nikolaus Prinz Dr. Walter Rosenkranz 
 Berichterstatter Obmann 
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